
Der Kolowratische Vertrag S 1504, sein ortlaut
und sSeINEe Auswirkung.

DIie Situation Deutschlands und amı auch Schlesiens 1500 ist ur
eiıne el Von krisenhatten Konftlikten gekennzeichnet. Das landesherr-

Furstentum seizte SIcChH Im des Jahrhundert Im
die Zentralgewalt und die Landstände, den

nıederen Adel, das Bürgertum in den Stadten und den Klerus, die Im
Mittelalter gemeinsam mıit dem Kalsertum die Einneit des an-
des verkörpert hatten, weitgehend Fur Schlesien ıst der Kolowra-
tische Vertrag die ündigung der Stürme, die bald das Ge-
au der mittelalterlichen kir'  IN OÖrdnung DIS In ihre
erscCH uüuttern sollte

Der Kolowratische Vertrag hat Vorgeschichte:
Als Im Jahr 501 arum gInNng, dem alternden Bischof onannes |
Roth (T n Breslau eiınen Koadj]utor miıt dem Anrecht autf Nachfolge
Z eıile stiellen, der Bıschof ZunaCcnNns den Sohn des Herzogs
Kasımıir Von Teschen edacht Seit der des Jahrhunderts racn-

die Fursten allgemeın danach, die Hoch- und Erzstifte inren nach-
geborenen Sohnen vergeben, wobel SIE weniger geistliche als mac|ı  -
politische Interessen leiteten Der Breslauer Bischof übertrug eshalb
dem damals noch nmüuündigen Merzog Friedrich, dem Wunsch seInes
Vaters entsprechend, die ralatur des Omkantors Als SIch Jedoch das
Domkapıitel dem lan des IS energisch widersetzte, nahm an-
Nes avon Abstand, indem elr den jungen Merzog Friedrich mit der
OoODersien ralatiur des Kreuzstiftes, der rops  l’ abfand Der Forderung
des Do  Is entsprechend designierte der Bischof darauthın Im
Jahr 1502 den Dechanten onannes UurZO, den Sohn eInNnes eichen
ungarischen Grafen, als Koadj]utor und Bischofsnachfolger. Als Jjese
Ernennung ekannt wurde, emporten SsSıch die schlesischen Fürsten,
zuma sIe von einem es des DOo gehört hatten, In ZU-

keinen schlesischen Füursten mehr auf den bischöflichen uhl
rheben Um rem nwiıllien verleihen, rohten die Fürsten
ihrerseits, Von jetz ab den Bischof und die ralaten Von den Fuüursten-
agen auszuschließen Jjese ekommt Gewicht, WeNnn mMan
weIiß, daß In euischlan die Interessen der melsten ISCAHNOTEe adurchn
bestimmt daß SIE sich als Fursten uhlten

Aber NIC| MUur zwischen den schlesischen Füursten und dem Domkapitel,
sondern auch zwischen der Domgeistlichkeit und der Breslau

Seit 129l en die Breslauer Ischolfe einen landesnerrlichen Status
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kam aufend Mißhelligkeiten, In eren Verlauf der Bischof und das
Kapitel wiederholt das Interdikt uber die Breslau und ihre Bur-
ger verhängten. War das der Fall, dann W: der Rat der die In
der tatıgen eistlichen, die verhängte Kirchenstraife innerhalb der
auern reslaus unbeachtet assgn.
Angesichts dieser Streitigkeiten eschIiO Wladislaw (T der KOÖ-
NIg von Bohmen und Ungarn, dessen Herrschaftsbereich Schlesien
ehörte, den dauernden Händeln Uur‘ eın Von ıhm eingesetztes
Schiedsgericht eın Ende bereiten

Das Von onı Wladislaw eingesetzte richterliche {Irıumvirat estand
nach dem Ortilau der raambe ZzZuUu  3 Kolowratischen Vertrag aus dem
Bruder des KOÖNIgS, dem HMerzog Sigismund Von Glogau, dem Ober-
landeshauptmann VvVon Schlesien, Herzog Kasimir Von Teschen, und dem
böhmischen Kanzler reCc| Von Olowra: DIie an!! der Rechtspre-
henden laßt erkennen, daß Beginn des Jahrhunderts die
Kirche NIC| mehr das Rechtsleben beherrs denn bei den Verhand-
lungen und dem des Kolowratischen Vertrages ist kein Ver-
treier der Kırche maßgeblich beteiligt.
Der KOolowratische Vertrag Ird ebruar 1504 In Breslau geschlos-
sSern und erhalt ebruar des gleichen Jahres In der ungarischen
Residenzstadt Ofen die kKönigliche Bestätigung.
Der vollständige Text des Vertrages, dem eine sorgfältige Abschrift des
ursprunglich Im Archiv des Is Breslau befifindlichen rIgi-
nals zugrundelie ıst für UuNsSs euie zugänglich In den VvVon Gustav
Stenzel veröffentlichten „Urkun ZUuTrT Geschichte des Bistums Breslau
Im Mittelalter“

Der Kolowratische Vertrag verdien zunacns Beachtung als eIn Doku-
ment, das INn in die Rechtsverhältnisse des 16 rhunderts VeT-
mittelt

Kailser und Onig SINd Im Mittelalter uiler eInes Rechtes, das als erk
Gottes und anerkannt iIrd So Ist verstehen, daß der
Vorspruch zZu  3 Kolowratischen Vertrag mit den Worten beginnt
„Am aium Februar 1504 en wır auf Anordnung
des durchlauchtigsten, großmütigen Fürsten und errn, des errn
Wladislaw, des KÖönigs von Ungarn, Bohmen USW. wiıe olg est-
gelegtkam es laufend zu Mißhelligkeiten, in deren Verlauf der Bischof und das  Kapitel wiederholt das Interdikt über die Stadt Breslau und ihre Bür-  ger verhängten. War das der Fall, dann zwang der Rat der Stadt die in  der Stadt tätigen Geistlichen, die verhängte Kirchenstrafe innerhalb der  Mauern Breslaus unbeachtet zu Iassgn.  Angesichts dieser Streitigkeiten beschloß Wladislaw Il. (* 1516), der Kö-  nig von Böhmen und Ungarn, zu dessen Herrschaftsbereich Schlesien  gehörte, den dauernden Händeln durch ein von ihm eingesetztes  Schiedsgericht ein Ende zu bereiten.  Das von König Wladislaw eingesetzte richterliche Triumvirat bestand  nach dem Wortlaut der Präambel zum Kolowratischen Vertrag aus dem  Bruder des Königs, dem Herzog Sigismund von Glogau, dem Ober-  landeshauptmann von Schlesien, Herzog Kasimir von Teschen, und dem  böhmischen Kanzler Albrecht von Kolowrat. Die Wahl der Rechtspre-  chenden läßt deutlich erkennen, daß zu Beginn des 16. Jahrhunderts die  Kirche nicht mehr das Rechtsleben beherrschte, denn bei den Verhand-  lungen und dem Abschluß des Kolowratischen Vertrages ist kein Ver-  treter der Kirche maßgeblich beteiligt.  Der Kolowratische Vertrag wird am 3. Februar 1504 in Breslau geschlos-  sen und erhält am 18. Februar des gleichen Jahres in der ungarischen  Residenzstadt Ofen die königliche Bestätigung.  Der vollständige Text des Vertrages, dem eine sorgfältige Abschrift des  ursprünglich im Archiv des Domkapitels zu Breslau befindlichen Origi-  nals zugrundeliegt, ist für uns heute zugänglich in den von Gustav Adolf  Stenzel veröffentlichten „Urkunden zur Geschichte des Bistums Breslau  im Mittelalter“ 2),  Der Kolowratische Vertrag verdient zunächst Beachtung als ein Doku-  ment, das Einblick in die Rechtsverhältnisse des 16. Jahrhunderts ver-  mittelt.  Kaiser und König sind im Mittelalter Hüter eines Rechtes, das als Werk  Gottes geglaubt und anerkannt wird. So ist es zu verstehen, daß der  Vorspruch zum Kolowratischen Vertrag mit den Worten beginnt:  „Am heutigen Datum — 3. Februar 1504 — haben wir auf Anordnung  des durchlauchtigsten, großmütigen Fürsten und. Herrn, des Herrn  Wladislaw, des Königs von Ungarn, Böhmen usw. wie folgt fest-  gelegt...“.  2) Gustav Adolph Stenzel, Urkunden zur Geschichte des Bisthums Breslau im Mittel-  alter, Breslau, 1845, CCCX, S. 365 ff.  38G ustav Adolph Stenzel, rkunden zur Geschichte des IS Breslau iIim Mittel-

alter, Breslau, 1845, CGCCX, 365
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Ahnlich beginnt die Im Unters  J1e: zu deutschen ortilau des Ver-
tragsiexies In lateinischer Sprache abgefaßte Bestätigungsurkunde VOoO  3

Februar 1504

„Wladislaws, GT, ungarie, Boemie, almatie, Groatie ad
pDerpeiuam rel memoriıam um aCIımusÄhnlich beginnt die im Unterschied zum deutschen Wortlaut des Ver-  tragstextes in lateinischer Sprache abgefaßte Bestätigungsurkunde vom  18. Februar 1504:  „Wladislaws, d. gr. Hungarie, Boemie, Dalmatie, Croatie  RET E  ad  perpetuam rei memoriam notum facimus . . .“ 3).  In welchem Verhältnis steht der König von Böhmen und Ungarn Wla-  dislaw Il. zu Schlesien und seiner Hauptstadt Breslau?  Inwieweit der König Hüter des Rechtes in Breslau ist, läßt die folgende  Bestimmung in einem Sondervertrag vom 1. März 1504 erkennen, den  auch Albrecht von Kolowrat zwischen dem Domkapitel und der Stadt  Breslau geschlossen hat:  „Das königliche Wappen auf der Dombrücke soll bleiben und jeder Ver-  folgte, der auf der Flucht, sei es vom Dom in die Stadt oder aus der  Stadt auf den Dom, über dieses Wappen hinauskommt, soll seine Frei-  heit haben“.  Allgemein kann gesagt werden, daß der Konflikt, der zu den Verhand-  lungen im Jahr 1504 geführt hat, nicht zuletzt durch das schlaffe Regi-  ment des Königs Wladislaw begünstigt worden war. In Beziehung zu  Breslau und ‚Schlesien war es arm an Ereignissen, die Geschichte ma-  chen. Trotzdem war die Regierungszeit des Königs Wladislaw reich an  Verordnungen von weittragender Bedeutung. Unter dieses Kapitel ge-  hört auch der Kolowratische Vertrag.  Besondere Beachtung verdient, daß entgegen dem damaligen Brauch  eine feierliche Huldigung des Königs nach dessen Regierungsantritt  auf schlesischem Boden nicht stattgefunden hat, weil es unausgemacht  blieb, ob Schlesien zu Ungarn oder zu Böhmen gehörte. Den Ungarn  war im Olmützer Frieden von 1478 die Summe von 40000 Dukaten zu-  gesagt worden, wenn beim Tode des Königs Matthias Ungarn dem Be-  sitz von Schlesien, das sich zu Böhmen gehörig fühlte, entsagen würde.  Die Ungarn erhielten zum ausgemachten Zeitpunkt diese Summe aber  nicht, und da Wladislaw als König von Ungarn und Böhmen die Angele-  genheit unentschieden ließ, unterblieb die Huldigung, die eine deutliche  Erklärung zur Voraussetzung gehabt hätte. Im Jahr 1496 ließ sich die  Stadt Breslau jedoch vom König ihre Privilegien bestätigen, was im Zu-  sammenhang mit dem Kolowratischen Vertrag von Bedeutung war.  Beim Studium des Vertragstextes fällt auf, daß bei der Rechtsfindung  für das Richterkollegium verschiedene Rechtsgrundsätze eine Rolle  gespielt haben.  3) Gustav Adolph Stenzel, Urkunden, CCCXI, S. 370 f.  39In weichem Verhältnis STIe der Von Bohmen und Ungarn Wla-
dislaw Schlesien und seIiıner HMauptstadt resiau

Inwiewelt der ÖnNIg uter des Rechtes In Bresilau ist, laßt die olgen
Bestimmung in eınem Sondervertrag Vo  3 Marz 1504 erkennen, den
auch rec| Von Olowra' zwischen dem Domkapitel und der
Bresilau geschliossen hat

„Das königliche Wappen auf der ombrucke SOl leiben und Ver-
Tolgte, der auf der Flucht, sel VO  3 Dom In die oder Aaus der

auf den Dom, uber dieses Wappen hinauskommt, sSol|! seiıne Frei-
heıt aben  “

Allgemein kann gesagti werden, daß der der den Verhand-
lungen Im Jahr 1504 eführt hat, zuletzt ur das Regıi-
ment des KÖöNiIgs Wladislaw begunstigt worden Wär. In Beziehung
Breslau und Schlesien Wäar arm Ereignissen, die Geschichte
chen roizdem War die Regierungszeit des KONIIS Wladislaw reIC|
Verordnungen Von weittragender Bedeutung. nier dieses Kapıtel g —
hort auch der Kolowratische Vertrag
Besondere Beachtung verdient, dal3 enigegen dem damaligen Brauch
eıne Telierliche Huldigung des KONIgS nach dessen Regierungsantritt
auf schlesischem NIC| stattgefunden hat, weIiıl unausgemacht
lieb, ob Schlesien Ungarn oder Böhmen ehörte. Den Ungarn
War IM mutzer Frieden VonNn 478 die umme Von Dukaten
gesagt! worden, wenn beim Tode des KONIgS 1as Ungarn dem Be-
sitz Von Schlesien, das sich Böhmen ehörig füuhlte, sa  n wurde
DIie Ungarn erhielten zu ausgemachten Zeitpunkt jese umme aber

und da Wladislaw als Von Ungarn und Bohmen die Angele-
enheit unentschieden leß, unterblieb die Huldigung, die eine deutliche
Erklärung ZUr Voraussetzung gehabt Im Jahr 1496 leß sich die

Breslau jedoch VO OniIg ihre Privilegien bestätigen, Wäas Im Zu-
sammenhang mıit dem Kolowratischen Vertrag Von Bedeutung WAärT.
eım Studium des Vertragstextes all auf, daß beli der Rechtsfindung
fuür das Richterkollegium verschiedene Rechtsgrundsätze eine olle
espieen

Gustav Adolph Stenzel, rkunden,K 370
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Einerseits en die Artıkel DIS des Vertrages auf dem Gewohn-
heitsrecht germanischen Ursprungs Das Ist der Fall, es Im ext

wıe eS Von alters her gebräuchlich ist oder nacn
Satzung und Gewohnheit oderEinerseits fußen die Artikel 1 bis 10 des Vertrages auf dem Gewohn-  heitsrecht germanischen Ursprungs. Das ist da der Fall, wo es im Text  heißt:‘ ,,  .wie es von alters her gebräuchlich ist...“ oder „...nach  Satzung und Gewohnheit ...“ oder „...so soll es auch in Zukunft sein  Bewenden haben . . .“. Verschiedentlich wird jede Neuerung gegenüber  dem Althergebrachten ausdrücklich verboten. Bis weit in das Mittelalter  hinein war man vom „guten, alten, heimischen Recht“ überzeugt und  deshalb war man verpflichtet, die in ihm zugesprochenen Privilegien zu  verteidigen. Im Gewohnheitsrecht, das in der Regel nicht schriftlich  fixiert war, spielten der Zeuge und das Gedächtnis eine oft entschei-  dende Rolle für die Rechtsfindung *).  Bereits in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts und somit auch im  Kolowratischen Vertrag wird deutlich, daß auch tragende Rechtsgrund-  lagen dem geschichtlichen Wandel unterworfen sind. Es geht dabei um  das Ringen zwischen den alten Rechtsvorstellungen und dem nunmehr  an den Universitäten gelehrten und an der Antike orientierten „Römi-  schen Recht“. Dieses neue Recht, das sich mehr und mehr durchsetzt,  ist wie das „Kanonische Recht“ der Kirche formalistisch und bedarf der  schriftlichen Fixierung. Trotzdem gilt noch lange Zeit die Praxis, nach  der zunächst die örtlichen Gewohnheiten und Überlieferungen Geltung  haben und Anwendung finden, und erst dann das ‚neue Recht’ Bedeu-  tung gewinnt, wenn das Gewohnheitsrecht den Gegebenheiten und  Anforderungen nicht mehr genügt. Dem am Römischen und Kanoni-  schen Recht gebildeten Juristenstand gehörte auch Albrecht von Kolo-  wrat an, der dem Vertrag vom 3. Februar 1504 seinen Namen gegeben  hat. Nur der Einfluß eines böhmischen Kanzlers vom Format eines  Albrecht von Kolowrat auf Liebenstein konnte in einer Zeit, wo Schle-  sien rechtlich auch zur ungarischen Krone gehörte, eine Rechtsentschei-  dung durchsetzen, wie sie der ‚Kolowratische Vertrag’ darstellt, der nach  dem Vertragstext „mit aller Bewilligung gemacht, gänzlich begriffen  und unwiderruflich“ festgesetzt wurde.  Der zwischen den schlesischen Fürsten und der Stadt Breslau einerseits  und dem Bischof zu Breslau und dem Domkapitel andererseits geschlos-  sene Vertrag besteht aus zehn Artikeln, durch die die aufgebrochenen  Konflikte wie folgt geregelt wurden.  Dér erste Artikel hat folgenden Wortlaut:  Zum ersten, was die Wahl des Bischofs anbetrifft, so soll hinfort zu  keiner Zeit ein Bischof vom Kapitel gewählt werden, er sei denn aus  Böhmen, Mähren, Schlesien, der Ober- und Niederlausitz oder einem  *) vgl. dazu: K. Kroeschell, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. 2, S. 253 ff, Rowohlt-Taschen-  buch 1080.  40SOl auch n Zukunft seın
ewendenEinerseits fußen die Artikel 1 bis 10 des Vertrages auf dem Gewohn-  heitsrecht germanischen Ursprungs. Das ist da der Fall, wo es im Text  heißt:‘ ,,  .wie es von alters her gebräuchlich ist...“ oder „...nach  Satzung und Gewohnheit ...“ oder „...so soll es auch in Zukunft sein  Bewenden haben . . .“. Verschiedentlich wird jede Neuerung gegenüber  dem Althergebrachten ausdrücklich verboten. Bis weit in das Mittelalter  hinein war man vom „guten, alten, heimischen Recht“ überzeugt und  deshalb war man verpflichtet, die in ihm zugesprochenen Privilegien zu  verteidigen. Im Gewohnheitsrecht, das in der Regel nicht schriftlich  fixiert war, spielten der Zeuge und das Gedächtnis eine oft entschei-  dende Rolle für die Rechtsfindung *).  Bereits in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts und somit auch im  Kolowratischen Vertrag wird deutlich, daß auch tragende Rechtsgrund-  lagen dem geschichtlichen Wandel unterworfen sind. Es geht dabei um  das Ringen zwischen den alten Rechtsvorstellungen und dem nunmehr  an den Universitäten gelehrten und an der Antike orientierten „Römi-  schen Recht“. Dieses neue Recht, das sich mehr und mehr durchsetzt,  ist wie das „Kanonische Recht“ der Kirche formalistisch und bedarf der  schriftlichen Fixierung. Trotzdem gilt noch lange Zeit die Praxis, nach  der zunächst die örtlichen Gewohnheiten und Überlieferungen Geltung  haben und Anwendung finden, und erst dann das ‚neue Recht’ Bedeu-  tung gewinnt, wenn das Gewohnheitsrecht den Gegebenheiten und  Anforderungen nicht mehr genügt. Dem am Römischen und Kanoni-  schen Recht gebildeten Juristenstand gehörte auch Albrecht von Kolo-  wrat an, der dem Vertrag vom 3. Februar 1504 seinen Namen gegeben  hat. Nur der Einfluß eines böhmischen Kanzlers vom Format eines  Albrecht von Kolowrat auf Liebenstein konnte in einer Zeit, wo Schle-  sien rechtlich auch zur ungarischen Krone gehörte, eine Rechtsentschei-  dung durchsetzen, wie sie der ‚Kolowratische Vertrag’ darstellt, der nach  dem Vertragstext „mit aller Bewilligung gemacht, gänzlich begriffen  und unwiderruflich“ festgesetzt wurde.  Der zwischen den schlesischen Fürsten und der Stadt Breslau einerseits  und dem Bischof zu Breslau und dem Domkapitel andererseits geschlos-  sene Vertrag besteht aus zehn Artikeln, durch die die aufgebrochenen  Konflikte wie folgt geregelt wurden.  Dér erste Artikel hat folgenden Wortlaut:  Zum ersten, was die Wahl des Bischofs anbetrifft, so soll hinfort zu  keiner Zeit ein Bischof vom Kapitel gewählt werden, er sei denn aus  Böhmen, Mähren, Schlesien, der Ober- und Niederlausitz oder einem  *) vgl. dazu: K. Kroeschell, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. 2, S. 253 ff, Rowohlt-Taschen-  buch 1080.  40Verschiedentlic| ırd ede euerung gegenuber
dem It  rgebrachten ausdrucklich verboitien Bis weit In das Mittelalter
nıneln Wäar mman VOo  3 x  uten, alten, heimiIschen echt“ uberzeugt und
eshalb Wäar man verpflichtet, die n INn zugesprochenen Privil
verteildigen. Im Gewohnheitsrecht, das In der NIC| rıftlic|
Ixiert Wär, spielten der und das Gedachtnis eıne OTt eniscnel-
en olle fuür die Rechtsfindung
Bereiıts In der erstien Hälfte des Jahrhunderts und SOMI auch Im
Kolowratischen Vertrag Ird EeutlIC daß auch Rechtsgrund-
agen dem geschichtlichen Wande!| unterworien SINd ES geht
das Ringen zwischen den en Rechtsvorstellungen und dem nunmehr

den Universitäten gelehrten und der Antike orlientierten „RÖömi-
Schen echt“ Dieses MeUue das sıch mehr und mehr durchsetzt,
ist wıe das „Kanonische echt“ der Kirche formalistisch und bedarf der
schriftlichen Fixierung. Trotzdem gilt noch ange Zeit die Praxis, nach
der zunächst die Ortlichen Gewohnheiten und Überlieferungen Geltung
en und Anwendung iinden, und erst dann das ‚NeUe echt' edeu-
ung gewinnt, Wenn das Gewohnheitsrecht den Gegebenheiten und
Aniorderungen NIC| mehr genugt Dem Röomischen und KanontI-
sSchen eC| gebildeten Juristenstand ehörte auch Von KOloOo-
wrat der dem Vertrag VOoO  3 ebruar 1504 seıiınen amen egebenhat Nur der Einfluß eIınes böhmischen anzlers VO Format eiınes

von Oolowra autT Liebenstein kKonnte In eıner Zeit, chle-
sıen rechtlich auch ZUr ungarischen rone ehörte, eıne Rechtsentschei-
dung durchsetzen, wıe sSIE der ‚Kolowratische Vertrag darstellt, der nach
dem Vertragstext „Mit aller Bewilligung emacht, anzlıc| begriffenund un  rruflich“ festgesetzt wurde

Der zwischen den schlesischen Fursten und der Breslau einerseits
und dem Bischof Breslau und dem Domkapitel andererseits OS-
SsSene Vertrag esteht Aaus zehn n’ Urc die die auTfgebrochenenKonflikte wıe Ig wurden

Der Artiıkel hat folgenden Wortlaut

Zum ersien, Was die ahl des ISCNOITS anbetrifft, SO|| infort
keiner Zeit eIn Bischof VoO Kapitel ewählt werden, er S@| denn uS
Böhmen, Mahren, Schlesien, der Ober- und Niederlausitz oder eınem

vgl azu Kroeschell, euische Rechtsgeschichte, 2, 253 ff, Rowohlt-Taschen:-Dbuch 1080.
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anderen ZA11 böhmischen rone gehörenden AUuUSs den Standen,
vornehmlich der Fursten, Herren, Ritterschafit und Städte, die alur als
geeign und au eiun werden; da die ahl eIınes ISCNOITS Von/n
Alters her nach dem Gesetz dem Kapite! verliehen und zugesprochen
worden ist FS SOl keıin Ausläaänder ZU Bischoft ewahlt werden und aucn
In ommenden Zeiten NIC| anerkannt werden, auch dann NIC| WeNnn
der königlı ajesta die Benennung und anl als dem OoODersien
errn zusteht („... VvnuernNinNdert als, der königli Majestat In
sSolicher eccion vnd Welunge alse dem Oberherren zugeb  “

EFSsS soll jedoch Jetz der ohnannes UrZO, der Koad!utor, au  ru Dapst-
iıcher und ıı der KOöNI ajestät, Wenn elr
des zı IS! Tod erlebt, Bischof sen und das allenthalben
gehindert leiben vnd aran allennthalben vngehinndert De-
eiben”)

Anmerkungen zu Artikel

Der ersie Artikel des Kolowratischen Vertrages Schran die kir|  !
Rechte und Freinhneilten Insoiern eIn, als er die Wahl fur das BI-
schofsamt In Bresilau ausscnlile  1C| auf Angehörige der bohmischen
rone Die entsprach dem Wunsch der schlesischen
Füursten, NIC aber dem des Do Lediglich In der Person des
Aaus Ungarn stammenden onannes UrZo konnte sich das Kapıitel noch
einmal durchsetzen

Was die Beschränkung des Bischofsamtes auf nwärter, die AaUus den
böhmischen Kronlanden stammen, anbeitrifft, ist der onannes
UrZzo NIC| der rs „Ausländer“” gEWESEN), der auf dem bischoflichen
uhl! Breslau hat Bereits Aaus dem Jahr 1435 1aßt sich aber
en bischofliche Statut nachweilsen, aufgrun dessen NUur Schlesier
als Domherren zugelassen werden sollen Im Jahr 1498 versichert der

In einem an  Ivilegıum den Standen Schlesiens, nıemals
einen anderen zu schlesischen Oberhauptmann eiınzuseizen als eınen
schlesischen Füursten Der Kolowratische Vertrag weitet Jjese Bestim-
MUNgeEN fur das Amıt des ISCNOTS lediglich auf den reIs erer aUSs, die
In eiInem der ZUr rone Bohmens gehörenden Lander eboren wurden

Tradiıtionsgemaß ehörten fürstliche oder allgemeın adelige erkun
In Breslau nicht den Voraussetzungen für die UÜbernahme des IschoTfT-
Iichen mtes, on! aber eın abgeschlossenes Hochschulstudium Des-
halb ist auffallig, daß die Fursten In dem Artikel, der sich mit der
Bischofswahl beschäftigt, ersier Stelle unter den Bewerbern g —
nnwerden
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Der zweite Artikel hat folgenden Wortlaut

LU anderen, Was die en und Privilegien (Beneficien) anbetrifft, die
eın Bischof oder en Kapite! vergeben aben, soll und dartf SIEe der
err Bischof MNMUur solchen ewohnern der Kronlande und Schlesiens VeT-
eihen, die dazu geschickt und WwürdIg sind Der err Bischof SOl und
wWill iur siıch und seıne Nachfolger halten, daß ST gemeinsam mıt
dem Kapıitel r und Sliege!l verlei Auch die nachkommenden
IS sollen sıch dazu Hrieflich ekennen, daß solche en nı!emals
anderen ewohnern verliehen werden als enen, die ZUT rone und
Schlesien gehoren, auss  1e  1IC| solche, die, wiıe bereits gesagti,
dazu IC} sind

Gleichfalls sollen die Fuüursten Oder wer Privilegien 1a des
Bistums Breslau verleihen hat, ihre en keinen anderen
als MNUur Bewohnern der Kronlande und Schlesiens vergeben, enispre-

der Abmachung (Maynung), In die der err Bischof und das Ka-
eingewilligt en

Gleichfalls SOl die königliche ajestät bezüglich der ahl des ISCNOTS
und der Vergebung der (  icia ersucht werden, da seIne
Königliche ajestä ihre Zustimmung gnädiglich dazu gibt und bestä-
tigt, daß seINe kKönigliche ajestät enen, die seINe königliche Majestät
In Schlesien vergeben hat, AaUus Gnaden eher Einwohnern der ron-
ande, Schlesiens eic ergibt als Fremden „denn anndern”).

Anmerkungen zu Artikel

IC| omm In diesem Artıkel die Überzeugung zZUu USdTrUC| dalß
der Önig und seiıne Untertanen Vvor dem Gesetz gleich SINd ES werden
der nach der Bischof und das Kapitel, die Fürsten und Heßli
der Önig auft die gleichen Re  tsverbindlichkeiten verpflichtet
Die Ordnung der Verhältnisse des Bodenbesitzes War das Hauptthema
der Rechtsordnung des Mittelalters In wirtschaftlicher Beziehung. Jede
Kirche, jedes Kloster Sal run und n! Hofe, Ackerland, Vieh-
herden, etrieb Gewerbe und hing mit Eeinnahmen und usgaben fur
Bauten, Gottesdienste USW. Von rnie und Hande!l ab Von ist

verstehen, daß Dei der Besetzung eıner KI  Ichen Stelle NIC der
fromme, NIC| der rte, sondern der fur den besonderen Dienst In
der kirchlichen Verwaltung und Rechtsprechung l  ne erscheinende
Anwärter bevorzugt wurde

Nach kononischem das Kirchengut der Kirche NIC| urc|
Säkularisation entzogen werden Kirchengut Konnte eshalb nur als
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en vergeben werden Nach dem Tode des Beliehenen 1e] das Gut
wieder die Kırche zurück Der Beliehene der Kirche fiur das

Zins zahlen Auch die Vo vergebenen Kirchen-
unterstanden dem kanonischen

Man sprach e] Von beneficıum Gnade) wenn sıch en
selitens des KONIgS weIı|l amı nıcht NUur bauerliche Ab-
sondern auch Dienste | Zusammenhang MITt Schutz- und rutz-

bündnissen verbunden Der Bellehene erhilelt eINn lebensiäang-
liches Benutzungsrecht WODeI das | der die
weiterverliehen wurde

Dem Römischen entsprechend sollen die erträge SCHrT!
mıit Ia und Siegel' ausgefertigt werden

Der dritte Artikel hat folgenden Oorilau

„Zum dritten Was die Geistlichkeit und die Ordnung der christlichen
Kirche anbetrifft sollen weder Füursten noch Untertanen Ein-
wonnerr üuberhaupt kein Weltlicher | irgendeiner Weise dreinreden
sondern der err Bischof und die Geistlichkeit sollen Jjemand als
Übertreter des christlichen au  ns erkannt ird solchen
Fall nach Satzung und Gewohnheit des Bistums unDbeırrr andeln“

An  erkungen zu Artikel 3

Bischof und Geistlichkeit sind allein für die Kirchenordnung und | Sa-
chen des nszuständig Wie en Domkapitel, dem die inan-
ziellen und wirtschaftlichen mehr Herzen agen als Fragen
des ns und der Seelsorge Auseinandersetzung die
Glaubenslehre ewachsen Wäar sollte siıch bald angesichts der auch |
Schlesien aufblühenden Reformation ZeEI9EN Nur konnte SIch auch
das Landesherrliche Kirchenregiment das NIC| eINe Ig der ei0r-
atıon wWar sondern WIe der Kolowratische Vertrag E  l bereits [
vorreformatorischer Zeıt Pragung iindet manıfestieren

Der vierte Artikel hat folgenden Wortlaut

Zum vierten Was den Stucks Zehenndt) anbetrifft der Von den
Einwohnern der Furstentumer und Länder den Geistli  en zusteht
soll er entsprechend dem Was der Ernteertrag nacCl Fruchtberkait) als

ergibt, den eistilichen egeben werden Die Geistlichen sollen
und wollen diesen Getreidezehnt, achdem er ihnen drei Tage
a  u  igt worden ist, Vo  3 Feild olen Wenn die Gelistli nach die-
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sen den nicht entgegennehmen, amı arme euife NIC| zu
Schaden kommen, dann sollen die ewonner des Dorfes etliche Ge-
schworenen, die alur Im Dorf zuständig SINd, Inr eirel ren,
SI und ausstecken lassen. Was siıch dann darauf nach andel,
Zahnl und wıe Man den Zehnten nehmen pflegt, iindet, sollen sIe STIEe-
hen assen und das ihre wegfahren, amı sıch dann die Geistlichkeit
selbst VeErSorgen kann Wenn aber die Lehnsleute nıcht G  en Hereit
SINd, sSsondern sich widersetzen, dann sollen die Geistlichen die nd-
herrschafit ersuchen und verlangen, daß sSIe innen ohne Verzug ıl
Wenn die Herrschafit dem aber nIC nachkommt, dann mögen die Ist-
iıchen es mit demselben nach er Gewohnheit halten

Was den von verwusiteien Gutern anbetrifft, sollen die Ist-
ichen den solange NIC| nehmen, HIS Jjese uter wieder Hewirt-
SC| sind Wenn die rist, In der SIEe die Lehnsleute VO be-

sSINd, eendet ist sollen sSIe den eistlichen wieder das en,
Was iIhnen zusteht

Die ‚Müntze vnd MOSZ’, die In dem Furstentum gand und gabe sind,
sollen die Geistlichen nach alter Gewohnheit selbst einziehen und den
Zinsleuten eiınen bestimmten Tag angeben, die euitie
nach er Gewohnheit ihren Zins entrichten, und sollen avon
lassen, die Geistlichkeit, Was sIe von ren enen, arıen und
Beneficien fuür den Gottesdienst OUIgT, erhalt, den goties-
dienstlichen Pflichten nachkommen können

Geistliche und weilltliche Herren sollen eIn insehnen und nehmen,
Was ragbar und zumuibar (leidlich) ist, damlit sich die eute wieder auftf-
raffen können und NIC| zugrundegerichtet werden

An  erkungen zu Artikel

Die Zehntpflicht verlangte Dbucnstäablich die Abgabe des zehnten Teilles
des Ernteertrages eiıner Bauernwirtschaft die Kırche War die rnie
gut, War die Abgabe Zehntgetreide er  ı  Ig Be!l Mıßernten und
Notzeiten anderer Art verringerten sich entsprechend die abgabepflich-

Leistungen. Als jedoch beim Übergang Vo aturalwer ZUu
eidwer üblich wurde, Abgaben Von andwirtschaftlichen Produkten
Uur'! fiinanzielle Leistungen abzulösen, wurde seitens der Kırche eın

gleichbleibender Geldbetrag und eingetrieben ohne
Rucksicht auf die Jjeweilige wirtschaftliche Lage der Abgabenpflichtigen.
Konnte en Zenhntpflichtiger zahlen, MUuU er mit eiıner Kirchen-
strafe, dem ann echnen Diesem Verfahren und seınen Folgen
will der Artikel vier des Kolowratischen Vertrages Einhalt'



Der funite Artikel hat folgenden Oortlau

9  um untten soll niemand, weder Geistliche noch Weltliche, MmMeue

Schankhäus erolinen oder andwerker einstellien anderen in Land
und oder der Nachbarschaf zu Schaden SOl| NUT, Was
die Geistlichen und die VO Ade! ihrem (persönlichen) Redürfnis nach
alter Gewohnheit benotigen, autfrecC| ernalten leiben DIie Fursten und
Herrschaften sollen darauf sehen, daß da, jemand VOTI alters ner eın
Privilegium besitzt, wıe VoT/N alters her weiterhın ge ird

der Freiheit und ‚Begnadunge' eiınes jeden”

Anmerkungen zu Artıkel

Der Artikel sSoll ZUNTI- und gesetzwidriges Verhalten Im Gewerbe und
anbeseiltigen.
unacns geht daschDas Domkapıtel unterhielt hinter
dem Kapitelhaus zu hın eine rauerel mit Bierausschank.
Auch die Kreuzkirchenvikare hatten im Vikarienha einen Bierkeller
mıit einem Schankwirt
Bereits 71 eptember 1444 wendet sich das Domkapitel den Kat
der Breslau der Beschlagnahme VOTl Bier für den „keler
OfTf dem ume, der der irchen erbe und ist, reyMyderman
schenken  “ Der Bestand der Kellerschenke auft dem Oomplatz Ist ur‘
eın rivileg im Jahr 489 bestatigt und genehmigt worden
Ausführungsbestimmungen zr  3 Artıkel unf des Kolowratischen Ver-
trages enthaält eın besonderer Zusatzvertrag Vo 1504, dessen Zu-
standekommen ebentfalls eın Verdienst rec| von Kolowrats ist Auch
dieser Zusatzvertrag, der zwischen dem Domkapıitel und der
Bresilau ausgehandelt wurde, ist Vo  E onı bestätigt worden und ZWäar

dem Maärz 1504

Im auf das chankwesen kam folgenden Bestimmungen:
ES sSoll dem Domkapı gestatitet sein, sıch mit remdem ler Ver-

Sorgen und olches auch die hrigen auszuschenken, aber
niemandem verkaufen
(Anmerkung: Bier wurde bereıits 1463 von Schwelil  ITZ. AUus auf die
Dominsel importiert).
Jedoch konnen siIe (geme!l ISt das Domkapitel Breslauer Bier
gehindert auf den IDom iuhren und MNUur dieses jedermann ohne Un-
terschlied verkauifen
Fbenso SO|| Je Geistlichen VOTr und innerhalb der unbe-
nommen sein, seıin aus mıiıt Bier versorgen, keineswegs aber
solches verkaufen

Acta apituli Wratislaviensis, 310.
vgl Aazu bDen und Joh eyne, Dokumentierte Geschichte, 3095
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DIie Unstimmigkeiten hinsıchtlich der AauT der Dominsel beschäftigten
andwerker werden n dem Zusatzvertrag wie geregelt:

andwerker sollen auftf der ommınse nicht ansäassıig seın
Die Domherren mögen Handwerker In inren Häusern fur sich arbeıten
assen remden durien sSIe aber nicht gestatien, Uum Geld alr-
beıiten

l1ese Bestimmungen SINd eın Bewels afur, daß Im Mittelalter neben
der allumiassenden kırchli  en Rechtsgemeinschaf viele Rechtskreise
gab, die unabhängıig voneinander entstanden und enen mMan Je
nach seiınem Stande angehorte. DIie Gemennschaftften Züunfte USW.) glei-
chen Rechts eIine Friedensgemeinschaf ZUr Wahrung
Von rieden und und ZUur uüursorge fur hilfsbedurftige Gilden-

Der sechste Artıkel hat folgenden Orilau

„Zum sechsten, Was die ilfe (Steuern) anbetrifft, die die Lander
übernehmen (ZU leiden) en und die die Fursten ihre Untertanen
ersuchen sollen auch die Herren Vo Domkapıitel dazu herangezogen
werden und die hrigen (Lehnsleute) wiıe die anderer Landschaftfte De-
eiligen. Die Herren VOoO Domkapitel sollen sich den Fursten und Her-
ren und den iInwonhnern (Inwonnern) Schlesiens, in eren Fürstentum
Kapitelsguter elegen SINd, gegenuüuber erzeigen, beweisen und nNal-
ten, wie sIe nach er Gewonnheit allewege den Fürsten und Fürsten-
tumern gegenuüber bezüglich des Kapitelslandes g  n aben, Jjedoch
unbeschadet inrer Freiheiten Umgekehrt sollen auch die Fürsten und
Herren die Herren des und ihre Untertanen schuützen und
behandeln, wıe rer Gnaden Vorifahren Von alters her gehalten na-
ben, vorausgesetzi, daß sich die Herren des Kapıitels ihrerseits EeNn-
uüber den Fruürsten, Herren und ewohnern Schlesiens verhalten, wie
oben ‚vermeldet’.“

Anmerkun zUu Artikel

den vorstehenden Artiıkel Ird das Domkapıtel Zur Abgabe einer
regelmäßigen Landessteuer verpflichtet Grunhagen sSIe diesen
Artikel In seIiner „Geschichte Schlesiens“ als den wichtigsten Im ‚Kolo-
wratischen Vertrag
Die Im sSecnsien Artikel enthaltene rinziplelle A  rkennung der geist-
ichen Steuerpflicht stellt eiıne Einschraänkung der bisherigen kirc|  Ichen
Privilegien dar Die Auflage dieses ist eshalb VO Domkapitel
NUur untier dem ru der Verhältnisse angeNoMMEeE worden Der run
für die auch Von der Kirche geforderte Steuer ist eiınmal In der schleIi-
henden Geldentwertung der Zeıit und ZUuU  3 anderen In den steigenden
usgaben zur Abwehr der Türkengefahr suchen

46



Auch Alexander (T den Kriegskosien des Tuüurken-
rieges bereits eiıne bedeutende eninılie geleistet. Der Kanzler re
Von olowra und die weilteren Mitglieder des Von onı Wladislaw eIn-
geseitzien Schiedsgerichtes konnten sich eshalb in der Steuerangele-
genheit auf die öchste geistliche nstanz, den apsi, erufen Seitens
der Betroffenen konnte dem jediglich entgegengehalten werden, daß
bereıts 20 August 1503 mıit den Turken Zu  3 SC| eiınes sieben-
Ja  l Warffenstillstande: gekommen Wärl.

Der Artikel n folgenden ortlau

„Zum siebenten, Was den ‚Widerkawfift oder rDZINSZ anbetrifit,
SO der riester, der fur den ann zuständig ist, nı bannen, er habe
denn acht Wochen der Herrschaft oder dem Gericht, die fuür den
Schuldigen zuständig sind, das wissen kundgetan ird der Ist-
IC| dann NIC| ezahlt, Ma er mıit geistlichen Rechten vorgehen
und eınen Prozeß anstrengen (mit Processen Dprosequieren), wie das
von alters her geWesen ist Briefe, die auf auten, sollen g —-
Tandet werden Die erıicCc| und Herrschaiten sollen He der Pfan-
dung entsprechend dem und der Gewohnheit des Landes
eisten sollen die Geistlichen MNMUuTr den mit dem ann elegen, der
SCHUu ist, amı die anderen nı ottesdienst gehindert werden

Anmerku zu Artikel

Schuldner des Domkapıitels konnten un kirchliche Strafen geste
(gebann werden Gab mehrere Schuldner In einem Dorf, estand
die Möglichkeit, das Interdikt über alle ewonner dieses Dories VeT-

hangen Das bedeutete, daß In dieser Ortschaft Gottesdienst, akra-
mentsempfang und kir  ]l Begräbnis untersag! L)as rachte
gesellschaftliche Achtung mMit sSich Der siebente Artikel soll diesen Not-
stian mildern Ausgeschlossen sollte In Zukunft der ann seln, Wenn
Jjese Strafe In dem Zinsbrief NI ausdrucklich angedroht wurde Auch
da, das der Fall Waär, sollte der ann ersti dann Zulässig seıln, Wenn
acht Wochen nach Anzeige DE den zuständigen Gerichten eıne Zah-
lung erfolgt War. In Jjedem Fall sollte die Straife NUur den eigentlichen
Schuldner reifen, daß NIC| die Allgemeinheit Vo Gottesdienst AaUus-

geschlossen wurde

Der achte Artikel hat folgenden Ortiau

“ ZUum achten sollen die Geistlichen da, Herzug und
andere Zufalle uier verwustet wurden, mıit den Leuten Miıtleid aben,
Nachlaß (Freyunge) neben und mıit der welltlichen Herrschaft gewaähren,
amı die euitie In die Lage versetiz werden, ihre uter wiederauTzZzu-
auen, dann beiden Herrschafte wieder Zins konnen und
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z  Ins statlichen thun mugen  S6 Item, achdem viele uter aufgrun
der Zinsbelastun (von Beswerung der Zinsz) ange inadur wust
elegen aben, sollen mugen) die Herrschaiten geistlichen und welt-
ıchen Standes Jjese uter, amı SIe wieder bewirtschaite werden
können, ganz gleich, ob sSIEe „erblichen, verpfanndt, verschriben oder
vergeben” SINd, In weilichem Land, Furstentum oder Weichbild SIe auch
iImmer legen, nach rem Gutdunken (Geuallens fur Zins vergeben und
eseizen Wo geistliche oder welltliche Herren Doriern, Gutern oder
„Zinsen Taıl hieten (teilhaben und eins dem anderen zZzu Schaden
andelt, verwüustet Oder „df] dem Seinen irren edecht”, sSoll heimlich
oder Offentlich nıchts geschehen, sondern der err, n dessen Ge-
Dlet Jjese uter legen, SOl selbst danach senen und „WES lei vnd
treglich, nach Gelege vnd ueie „der Dorier und des Bodens
(Grun einen außerordentlichen Nachlaß (aln vngeuerlichen Aussatz
gewähren, amı jemandem zZu Schaden seiınem nkommen, Zin-
SEen, Renten und jensien Z oder vorenthalten Ird
sıch aber niemand die verwusteten utier kummerrt, die VeT-

storben, entlaufen oder NIC| vorhanden SINd, sSoll der Grundeilgen-
umer In dem Weichbild und (Stetten) dreimal ausruien assen, oD sich
Jjemand dem Gut und en ekennt oder eın Anrecht en meint
er Gerechtigkalit vermaınet naben) Wenn sich dann In der darauft-
folgenden Zeıit, Jahr und Tag, niemand dazu ekennt, dann darf der
Grundnerr (Oberherr) J1ese uter und den nach seiınem
(Wolgefallens) und wWIie nützlichsten ist, vergeben. Wer sich In der
genannten Zeıt nach der öffentlichen Ausrufung nicht die uter KUm-
merT, der Ssoll seın Anrecht verwir (verswigen aben  “

Anmer  en zı Artikel

Die Ursache fur ‚verwustete uüter NIC MUur nwetliler und aliur-
katastrophen, sondern VOT allem auchn das iImmer mehr sich greifende
Raubrittertum Soweit der niedere Ade! bel dem allgemeInen wirt-
schaftliche Niedergang NIC| verstan In NMEeUeEe Beruie überzuwechseln,
suchte er den wachsenden Geldbedart ruCc| auft hörige Bauern
oder Straßenrau decken

emerkenswért iıst das sSozlale nı des ru DIe Grundelgen-
umer werden aufgefordertt, In Not geratenen Untertanen und Schuld-
nern mıit Nachsicht und Hilfsma  3  —_-

Der neunie Artikel hat foligenden

„Zum neunten SO|| niemand den anderen mıit keinerlel „Vidimus, Instru-
menten oder Registern” eın und rediliches Verhalten (Bewei-
SUuNng mahnen als der Gewohnheit und dem eC| der schlesischen
emenden entspricht. Wie elr auch „geruglich In Besitzung vnd Ge-
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bra In friedlic! Jahren geha hat, soll er auch weiterhin
halten (gebrawchen). Sind aber Hei jemandem nach der briefli Ab-
machung oder nach der Satzung des Fürstentums Schlesien drei
und achtzehn Wochen vergangen (verhalden worden), gilt die Schuld
als verjährt SO] kalner amı hinfurder annen sein”).

Anmer  en zZu Artikel Q-

Der Artikel, der eine weitere Hilfsmaßnahme iur verschuldete Untertanen
darsteilt, steht Im iderspruch zu  3 kanonischem eC| das eine lan-
gere Verjährungsifrist als dreli und achize Wochen vorsie

Der zehnte Artikel n folgenden Oortlau

„Zum zehnten, WeT eın Pfarrer Im Amıt stirbt, soll der Bischof wıe die
weilltliche Herrschaft seınem nachgelassenen Hab und Gut keinen
Rechtsanspruc| (keine Gerechtigkeit sich zuziehen) oder EIW.
avon nehmen; sondern alles, Was Gutern des arrers verblieben ist,
das soll die Kirche Gottes Ehre und Zu  3 Nutzen des Gotteshauses
‚ane Wegrun Weigerung) verwendet werden und niemand soll
sich amı eilassen als die Vo Kirchspiel gemeinhin dazu eingesetzt
sind

des Testaments und der Abwicklung der Geschafte soll und Mag
die königliche ajesta als er eine Ordnung und Satzung
chen (aus der hervorgeht), wIie amıgewerden soll

Fbenso sollen die Fursten In inren erblichen Landen auchn durchführbar:
Veroradnungen erlassen

Alsdann soll Vor allem festgelegt werden, wie mit den und
Reneficien geha werden soll, die sich der Kirche VvVon St ohnannes
und dem halten gedenken, und daß sSIe sich die, die zu

Studium 9  l sSINd, mit den FEinkuniten und ’Prouentus der apıi  IS-
herren alter Gewohnheit gemäß, wıe der Satzung des Stiftes ent-

pricht, verhalten.“

Anmer zu Artikel 10

Nach römisch-kanonischem War alles l der
Bischofskirche, da alle Geistlic| dem Bischof untergeordnei
Jjese © ird dahingehend abgeändert, daß Hinterlassenschaf-
tien von arrern, die, ohne eın Testament hinterlassen en, stier-
ben, ausscnlie  16 der zuständigen Ortskirchenkasse zugesprochen
werden Das entspricht dem Eigenkirchenrecht germanischen Ur-

SPTrUNGgS.
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FS Wäar Braüch‚ daß Geistliche von den Finküniften rer Benefizien
geschickte und talentvolle Knaben el rem Studium unterstutzten

Der Kolowratische Vertrag WIe

„Solchs als VOr VNS ob:  en koniglicher a] volmechtigen
ommMıIssarien, die Fursten, relaten des gemeyn Capıittels, Herren,
Ritterschafft, eie vnd alle Stennde, miıt ırer aller vnd ırer volmechtigen

eywesen Dewilliget vnd hantgebennden Globen vnd
Trewen zugesagt vnd auf das SOolchs hınfurder vestigcelic| vnd ewigcelich
vnzurgenugklich vnd vnwiderruflfflichen gehalden SOIl werden, wır
vermelten koniglı  r Jesta OommMISSaAarıen volmechtigelich alle dreYy
VNNSeT Ingesigele, arneben Fursten, relaten, Herren, Ritterschaift
vnd ele, nemlich VvVon ots Genaden ohanns Bischof ressiaW,
ohanns VO an GIlogaw eiC., ohanns poln eiC., Friderich
Lignitz eiC., Nikolas attebDor ITroppaw, are|i Munnsterber
sen eiC., Hertzogen eic ohanns UuUrso GCoadiutor vnd geMEeZeYNS
Capıtel des StHffts sann ohanns resslaw, Herren, Rıtter-
chafft, dar der eie ressiaw, Sweydnitz eic vnd Inwonnern der
Furstenthumern, VNNSsSeTr furstlich angebornn vnd gebrawchlic| Insige!
wissentlich Isen ertra! Vor VMNS, VNNSeTr Nackomelinge vnd
henngen assen Gegeben reszlaw, Sonnabend nach UrINca-
tionis Marie, nach Christi Geburt, funfizehenhunndert vnd Im vierdien
aren  66

Anmerkung: An demr hingen wıe (Gjustav Stenzel De-
ichtet die Siege!l auftf In weißem Pergament-
sireiften

Der Kolowratische Vertrag, der nach seınem Oortiau Von den wiıider-
sSireiıtenden artelıen einmüuütig und für alle Zeiten verbindlı aNngeNOM-
en worden ist, leicht In Wirklichkeit eiInem Ins Wasser geworfenen
Stein, Von dem noch ange 7eit das Wasser ewegende Wellen AaUuSs-

j1ese Wirkung konnte alleın Von dem Breslauer Bischof und
seiınem Domkapıitel ausgehen, da auss  en die Geistlichkeit ur
den Vertrag In vielfacher Weise benachteiligt wurde

Der Vertrag, der fur den Klerus die prinNzZIplelleung der Steuer-
Tlicht, eiıne empfindliche Einschränkung der geistlichen Strafmittel!
und die Verweisung aller Streitigkeiten welltliche erıchitie mit sIıch
rachte, stellt siıch den traditionellen Anschauungen uüber die Privilegien
der Gelistlichkeit sehrn  , daß sıch das Domkapitel Im Jahr 516

sah, el LeO beschwe  fiuhrend vorstellig werden
Die Streitigkeiten uber die Rechtsgültigkeit und Verbindlichkeit des
Kolowratischen Vertrages auerien bis In den Antfang des Jahr-
hunderts und finden erst Beginn des 18 Jahrhunderts eiınen SC}
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Zurückgehend auf das Jahr 1504 muß zunächst festgestellt werden,
daß Önig Wladislaw den Kolowratischen Vertrag Februar 504
In seIner ungarischen bestätigt nat Die In lateinischem ext
abgefaßte Bestätigungsurkunde hat folgenden nhalt

„Wladislavs, GT, ungarıie, Boemie, almatıe, GCroatie, Rame, Serule,
Gallitie, Lodomirie, Cumanlıte, Bulgarieque lCX, marchio Morautle, dux
Slesie el LucemburgiensIis marchio L usatie ZUur steien Frin-
Nerung ekannt und ZWar einem en, in dessen dieses Be-
stätigungsschreiben elangt, daß In der Vergangenheit schwerwie-

Differ und Streitig  Iten zwischen den angesehenen FUür-
sien und der Bürgerschaft einerseilts und dem verehrungswurdigen
BischofT von Bresilau onannes und seiınem Kapıite! andererseits
aufgebrochen die Im der Zeıt zwischen den Parteien
iIimmer wurden uns Herzen legt, daß UNSere Untertanen

und zuifrieden en köonnen, gIing uns arum, daß diıe beiden
aritelen auTt Ube!l hingewlesen werden, die AUus dieser Situation erwach-
sen können, und daß rechtzeiltig und er dem entgegengetreten
wird, amı das gefäahrlı und bOse Treiben autfhort und Finvernehmen
und Eintracht, wIie SIEe Iruher zwischen den genannien Ständen be-
standen, wiederhergestellt werden

In unserenm amen und Auiftrag en wır eshalb den errn SIigismund,
Fursten Von Glogau und Oppeln, uUunseren itreuen Fürsten Casimir, Her-
ZOG Von Teschen und den hervorragenden Landeshauptmann Olowralt,
den OoODersien Kanzler unseres Königreiche Böhmen, und aus-

gewäa anner, als Richter und Schiedsmänner zwischen den g —-
nmannitien aritelien mMıit Vollmacht ausgestatiei, eingesetzt und abgeord-
net, amı sie, wenn sSIe die arteıen In INnsı angehor aben,
zwischen den genanniten artelıen cden ersehnten rieden unerschütter-
lich und fur ewige Zeit

Wenn der mühevolle Einsatz und die or  a uUunNnserer genanniten KOM-
mMissare zwischen den genannien Ständen einen tragfähigen Vergleich
hergestellt und mıit verbindlichene rüken und Punk-
ten ausdrucklich jestgelegt und mMıit Zustimmung aller Stände und en
In unserem Herzogtum Schlesien besiegelt aben, wollen wir, daß dieser
Vertrag IM 1G auf die ausgehandelten Artıkel VvVon beiden arteıen

ırd
Jjese UÜbereinkunft l  I Wır mıit unserer königlichen Autorität alles
In allem und bestätigen mMit diesem unseren Schreiben alle auseln,
Artikel und Punkte für immer, wWwIe das In diesem Schreiben stgehalte
Ist, und versprechen fur uns und unsere königlichen Nachfolger n Boh-
men und fuür die Herzöge In Schlesien alles in den vorgenannien Ver-
tragen enthaltene fest und vollkommen ewanren und Je' an
insgesamt und Im einzelnen, wie dort aus  rückt ist, beschutzen

wollen, indem WIr alle UNSeTe Untertanen verpflichten, dem Vertrag
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In nichts zuwiderhandeln, sondern inn vielilmenr entsprechend seiınem
nhalt In allen auseln, Punkten und ru Im Auge Zu
und U und daß alle Zuwiderhandelnden uUunseren KOonIglı
nwillen erilanren sollen Wır en, daß In dieser Angelegen-
heıt reue, Festigkeit und Beständigkel ewahrt werden sollen, und
da der Vertrag urcl Hinzufügung UNsSsSeres großen Siegels, das wır
als von Bohmen und Ungarn fiühren, bekräftigt Iırd atas Bude,
decıma Octiava die mensIıs FebruarIl, annn Christiı millesimo quingente-
SIMO quarito, autitem nOostirorum, ungarie quartodeciIimo,
Bohemie VeTO tricesimo tertio Jahr uUunserer Regierung In
Ungarn, aber Im 3 Jahr In Böhmen).
Ad relationem magnıficl domıiını Alberrti de olowra el Lybsstein, suprem!
cancellarıl regni Bohemie EIcC

Johann hat 368 eiıne „Dokumentierte Geschichte des Bistums
und Hochstifts Breslau  s veroffentlicht und In diesem erk eın Pro und
Contra £11 Kolowratischen Vertrag In einzelnen IThesen enN-

gestellt ’). ort

„Die Bestätigun des Kolowratischen Vertrages urc| onı Wladıislaus
Februar 504 verleıi dem Vertrag indende und gesetzli

ra

SES ist unstatihail, daß eIn VO  Z Bischof, dem Domkapıtel und der ub-
rigen Geistlichkeit mıiıt den Fürsten und Standen Dona Ide vollzogener
und allseltig geVertrag willkurlich Von eben dieser Geistlich-
Keit wieder gebrochen werden kannn  66

Dieser Feststellung halt Johann ey
„Der Kolowratische Vertrag, der sıch ImM WI den
der Kirche gegebenen Privil In  el, ist In eıner fur die Kirche
unzwelfelha notvollen Zeit entstanden ES ıst eshalb nzunehmen,
daß der Bischof und das Domkapıtel den Vertrag MNMUur untier an
nommen und unterzeichne 66

„Wenn der Vertrag auch die kaiserliche Zustimmung erhalten
In ıst der Uurc| Kaiser Ferdinand Im Jahr 1528 beschlossene
L  1  y kann doch den Kolowratischen Vertrag die
eXceptio importunitatis’ INnS Feld eführt werden”, der Vertrag ist
nıcht rechtskraäftig, weıl das Verhalten der Fürsten und Stände dem
Domkapitel gegenuber rucksichtslos Wär

Aus den von Alfred Sabısch herausgegebenen „Acta pitulı Wratis-
laviensis  66 geht euUlcCc| hervor, daß siıch das Domkapite!l In seınen

398
Johann eyne, 401
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Sitzungen seIit 1504 iImmer wieder dem ema 'de revocatione
compactatorum' mıiıt dem Kolowratischen Vertrag und seiınen Auswir-
Kungen für die Kırche beschäft! hat

Dem Sitzungsprotokoll VO Juni 516 Iıst entnehmen, daß das
Domkapıtel sich ]I  ]I genot! sah, seiıne Widersacher ur eiıne
Abordnung beim In Kom verklagen. ES dort

„Continuatum esT1 tandem hoc cpIm generale quoa negotia In DroxXimo
nDraecedent! CpIo generallı ellam continuata alla uaedam NUNC

SUu  ıta UT sequlitur:
De negotlis omae agendis DEr CpIl ılluc MISSUM, praesertim

revocatione compactatorum.”
In dem Schreiben des Do  Is den beschwert sich die
Geistlichkeit VOT allem aruber, dal3j SIEe ihren Privilegien VON
den Fürsten und Stadten ruTu auf den Kolowratischen Vertrag
genötigt wird, sich den Landessteuern betelligen
Nachdem aps Julıus Dereıts Im Jahr 510 der Breslau VeT-
oien e, die Einkunifte der Geistlichkeit unrechtmäßig schmälern,
und Wladislaw 21 Marz 511 seIiıner runeren
Bestätigungsurkunde fur den Kolowratischen Vertrag Uurc! einen
r\ die Steuerireinelit der Kirchengüter veroranet atle, hebt
LeO der Beschwerde des Bresiauer DOo
eine {l Vo 26 Juni 516 den Kolowratischen Vertrag von 1504
Ormilı auftT und entbindet das Kapite!l von der Verpflichtung, diesen
Vertrag als indend und gesetzlich anzusenhnen

Der papstlichen l geht eine Vorladung den schlesischen Ade!l
und die Bresiau VO prı 516 VOTaUuUSs, die In RKom Offentlich
angeschlagen wurde und auch den uren der Dom- und Kreuzkirche

Breslau und dem Portal der Ir eumarkt, In eren
sich viel Kirchengut befand, zu Aushang kam Aus der Vor-

adung gINg hervor, daß sich eiıne Vertretung der Füursten Schlesiens
und der Breslau biınnen eChZIg mit den notwendigen
Unterlagen ZUr Verantwortung In Rom einfinden soll eım Ausbleiben
der Vertretung SO|| In absenta In der Angelegenheit enischlieden
werden Weiterhin In der Veröffentlichung, daß In der Zwi-
schenzeit l  e Mepressallien gegenüber dem Klerus DEl Androhung
des Bannes und des Interdikts unterbleiben

Da die Vertretung der an Parte!l In Kom NC erschien, ent-
schied die urıe In der Angelegenheit ur'! die {l VO 26 Juni 1916;
die bezüglich der Entbindung des Klerus VOoO Kolowratischen Vertrag
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und seiınen In lateinısche Sprache Tjolgendes
besagt:
„LeO Papa X , Venerabiles ratres et dilecti il salutem ei apostolicam
benedictionem Aus eigenem Antrieb widerrufen wır mit uUNseTrTelT
apostolischen Autoritat die erträge, Kapitel, aiuien und vorgenannien
Beschlusse, SOWeIt sie denl rilassen entgegenstehen und der
kirchlichen reinel oder Fuch und urer Kırche zuwiderlauifen Wir
erklaren sIie fur ungultig, machen sSIeE zunıchtie und tilgen SIEe und reien
Fuch VoN/N den Versprechungen und Bundnissen das Vorausgeschickte
betreifend, die auftf iIrgendeine eIse emacht und zustandegekommen
SINd, und sprechen Fuch reı In den runeren Status, In dem Ihr VOT der
HMerausgabe der genanniten ertrage ın ist der Kolowratische
erira ward

Der Vertrag verstio NIC| NUur das geschriebene und die
kirchliche I 9 sondern auch eıle Von Privilegien und Gna-
den SOWON!| papstliche als auch kalserliche und königliche, die urer
Breslauer Kirche Im autfe der Zeit zugestanden wurden Wüurden
SIEe aufgehoben, wurde der Klerus Im auie der Zeit wanrs:  inlich
In die totale Knechtschaf der alıen getrieben werden

aium omae apud sanctum Petrum Sub annulo piscatoris, die XXVI
UunNI! MIDXVI, pontificatus nostrIi anno quari{o. Bemb

Außere der ulle:

„Venerabili fratrı ei ellcHis HIS capıtulo Wratislauiensi
Cliero Civitatis et e0oCesIis Wratislauiensis.“

Gleichzeitig mit der Veröffentlichung der I] rag der den
Bischoifen von Meıilssen und Br  urg auf, die Annullierung des
Kolowratischen Vertrages publizieren. Bischof Hieronymus Von ran-
denburg ist der pDapstlı  en Aufforderung eptember 1517 nach-
gekommen 'IO)
Daß der den Kolowratischen Vertrag annulliert und auch Önig
Wladislaw In den darauffolgenden Jahren serın Verhältnis dem Ver-
trag des Jahres 504 hat, erklärt siıch siıcherlich In ersier Inı
daraus, daß mehrere schlesische Fursten sıch reC| bald der Von Witten-
berg aus Reformation angeschlossen
DIe Annahme aber, daß UrCc)| die papstliche ulle von 1516 der OIl0OW-
ralsche Vertrag und seıne für den Klerus nachteiligen Auswirkungen
beseitigt ist eIn rrtum

Stenzel, rkunden, GCOGCXIV, 373
10) Stenzel, rkunden, 1845, 376
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Johann weIlIs darauftf hın, dal3 Kalser Ferdinand In dem von
In Prag eptember 1523 aufgerichteten Lan  M n
Artikel die unverbrüchliche und gewissenhafte Befolgung
des Kolowratischen Vertrages ausdrücklich gewährleistet 11)
Daß der Kolowratische Vertrag nach wıe VOT als Landesgesetz galt,
geht auch AQUus verschiedenen Im ÄArchiv des Domkapitels aufbewahrten

ervor iiınden wır den Bischof und das Domkapite! bel der
Bewilligung eiıner Vermögens- und inkommensteuer Im 5227
mit 526.000 Gulden im Was eiwa den vierzennien Teil der
IMS Land erhobenen Steuer ausmachte 12)
Auch die schlesischen Fürsten und Stände en das das innen
nach dem Kolowratischen Vertrag zustand, nıemals aufgegeben, sondern
S! und, wenn notwendIig Klagen, auf den Füurstentagen auirecC|
erhalten Ebenso seizen Vertragsabschlüsse der Kalser Maxımilıan
1575) und Rudolph die Gultigkeit des Kolowratischen Vertrages
VOTraus 13)
aran, daß der Kolowratische Vertrag auch weiterhın tatsac|  T In
lieb, Ist auch die für die Vorgeschichte des Vertrages bedeutende Per-
sönlichkeit des ohnhannes UrZO, der nach des Tode seIınes Vorgäangers
Im 1506 als ohnannes Bischof von Breslau wurde, nı

onannes UrZO, der Aaus einem ungarischen Adelsgeschlech
stammte, und dessen ater als eiıner der Bahnbrecher des Früuhkapitalis-
IMUS bezeichnet werden Kann, Wäar von aus Aus eIn weltoililener Mann
Als umanıs sian elr mMit EFrasmus und Melanc  on Im Briefwechsel
Der spätere Reformator, onannes Heß, Wäar nach seiınem Studium eıne
Zeit lang ekreiar bei Bischof onannes Turzo) 14) und Ambrosius
Molban, ebentfalls eın Ba der Reiformation In Breslau, wurde
von Urzo 1518 die Breslauer Domschule berufen Jjese mstiande

dazu angetan, daß das Verhäaltnıs des IS! ohnannes UrZzo
seiınem Domkapitel waährend seıiıner Regierungszel Von 1505 IS 1520

AA ohne zeitbedingte Kontflikte lie und seIne ung zu OIlOW-
ratischen Vertrag, dem eT seın Bı verdankte, nıcht eindeutig
Wäar

kam dalß der Kolowratische Vertrag vornehmlich, Wäas die Be-
steuerung der Kiırche anbetrarft, erst mit der Anderung der Verfassung
In Schlesien ur den Dreußis ÖnIg Im Jahr 1742 bedeutungslos

rd  D
Dr. Werner Laug

H) Johann eyne, Dokumentierte Geschichte, 18068, 308
12) Stenzel, rkunden, pA E
13) Johann eyne, Okumentierte Geschichte, 399
14) Nach dem Sitzungsprotokoll des Domkapitels Vo 1520 hat Joh Heß anläßlich

der Bestattung des ISCH Johannes Ine lateinische Leichenpredigt Im
Dom gehalten
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